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Der Innen- und Rechtsausschuss hat sich mit dem ihm durch Plenarbeschluss vom 
28. August 2003 überwiesenen Gesetzentwurf in drei Sitzungen, zuletzt in seiner Sit-
zung am 18. Februar 2004, befasst und eine schriftliche Anhörung durchgeführt. 

Der Ausschuss empfiehlt dem Landtag mit den Stimmen von SPD, FDP und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung der Stimmen der CDU, den Gesetzentwurf in 
der Fassung der rechten Spalte der nachstehenden Gegenüberstellung anzuneh-
men. Änderungen gegenüber dem Ursprungstext sind durch Fettdruck kenntlich ge-
macht. 

 

 

 
 
 
Monika Schwalm 
Vorsitzende 
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Gesetz über die Ausbildung der Juristinnen und 
Juristen im Land Schleswig-Holstein (Juristenaus-

bildungsgesetz - JAG) 
 
 
 
 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung:  Ausschussvorschlag: 

§ 1 
Ausbildungsverlauf und Aus-

bildungsziel  

§ 1 
Ausbildungsverlauf und Aus-

bildungsziel 

(1) Die juristische Ausbildung gliedert sich in 
ein Universitätsstudium und den Vorberei-
tungsdienst. Das Universitätsstudium schließt 
mit der ersten Prüfung ab, die sich aus einer 
staatlichen Pflichtfachprüfung und einer uni-
versitären Schwerpunktbereichsprüfung zu-
sammensetzt. Der Vorbereitungsdienst 
schließt mit der zweiten Staatsprüfung ab. Die 
Inhalte der juristischen Ausbildung und der 
Prüfungen berücksichtigen die rechtspre-
chende, verwaltende und rechtsberatende 
Praxis einschließlich der hierfür erforderlichen 
rhetorischen und kommunikativen Schlüssel-
qualifikationen wie die Fähigkeit zur Verhand-
lungs- und Gesprächsführung, Streitschlich-
tung, Mediation und Vernehmung. Fremd-
sprachenkompetenz ist durch den erfolgrei-
chen Besuch einer fremdsprachlichen rechts-
wissenschaftlichen Veranstaltung oder eines 
rechtswissenschaftlich ausgerichteten Sprach-
kurses nachzuweisen. Die Prüfungen können 
auch Fremdsprachenkompetenz berücksichti-
gen. 

unverändert 

(2) Die erste Prüfung hat die Aufgabe, festzu-
stellen, ob die oder der Studierende das Ziel 
des Studiums der Rechtswissenschaften er-
reicht hat und damit für den Vorbereitungs-
dienst fachlich geeignet ist. Die oder der Stu-
dierende soll in der Prüfung zeigen, dass sie 
oder er das Recht mit Verständnis erfassen 
und anwenden kann und über die hierzu er-
forderlichen Kenntnisse in den Pflichtfächern 
sowie in dem jeweiligen Schwerpunktbereich 
verfügt. 

 

(3) Die zweite Staatsprüfung hat die Aufgabe 
festzustellen, ob die Rechtsreferendarin oder 
der Rechtsreferendar zu selbständiger eigen-
verantwortlicher Tätigkeit in allen Bereichen 
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der Rechts- und Verwaltungspraxis fähig ist. 
Das Nähere wird durch die Übereinkunft der 
Länder Freie Hansestadt Bremen, Freie und 
Hansestadt Hamburg und Schleswig-Holstein 
über ein Gemeinsames Prüfungsamt und die 
Prüfungsordnung für die Große Juristische 
Staatsprüfung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 28. Juli 1993 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 389) geregelt.  

§ 2 
Regelstudienzeit 

§ 2 
Regelstudienzeit 

Die Regelstudienzeit beträgt einschließlich der 
ersten Prüfung neun Semester. Sie kann un-
terschritten werden, sofern die jeweils für die 
Zulassung zur universitären Schwerpunktbe-
reichsprüfung und zur staatlichen Pflichtfach-
prüfung erforderlichen Leistungen nachgewie-
sen sind. Mindestens zwei Jahre müssen auf 
ein Studium an einer Universität im Geltungs-
bereich des Deutschen Richtergesetzes ent-
fallen. 

unverändert 

§ 3 
Bewertung von Prüfungsleis-

tungen 

§ 3 
Bewertung von Prüfungsleis-

tungen 

(1) Die Bewertung der einzelnen Leistungen 
zur Ablegung der ersten Prüfung richtet sich 
nach § 1 der Verordnung über eine Noten- 
und Punkteskala für die erste und zweite juris-
tische Prüfung vom 3. Dezember 1981 
(BGBl. I S. 1243). Die Bildung der Gesamtno-
te der universitären Schwerpunktbereichsprü-
fung, der staatlichen Pflichtfachprüfung und 
beider Prüfungen gemäß Absatz 2 richtet sich 
nach § 2 der in Satz 1 genannten Verordnung. 

unverändert 

(2) Die erste Prüfung ist bestanden, wenn 
mindestens in der universitären Schwerpunkt-
bereichsprüfung und in der staatlichen Pflicht-
fachprüfung jeweils die Gesamtnote "ausrei-
chend" erreicht wird. Aus diesem Ergebnis 
wird die Gesamtnote der ersten Prüfung ge-
bildet; in die Gesamtnote der ersten Prüfung 
fließt das Ergebnis der bestandenen staatli-
chen Pflichtfachprüfung mit 70 % und das 
Ergebnis der bestandenen universitären 
Schwerpunktbereichsprüfung mit 30 % ein. 
Über das Ergebnis der bestandenen staatli-
chen Pflichtfachprüfung, der bestandenen 
universitären Schwerpunktbereichsprüfung 
und die Gesamtnote der ersten Prüfung wird 
ein Zeugnis erteilt. Wird die staatliche Pflicht-
fachprüfung in Schleswig-Holstein bestanden, 
erteilt das für die staatliche Pflichtfachprüfung 

 



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 15. Wahlperiode Drucksache 15/3197 

 

 - 5 - 

zuständige Justizprüfungsamt das Zeugnis 
nach Satz 3. 

§ 4 
Prüferinnen und Prüfer in der 

ersten Prüfung 

§ 4 
Prüferinnen und Prüfer in der 

ersten Prüfung 

Zu Prüferinnen und Prüfern in der ersten Prü-
fung können berufen werden 

unverändert 

1. Hochschullehrerinnen und Hochschulleh-
rer sowie andere Professorinnen und an-
dere Professoren des Rechtes an einer 
Universität, 

 

2. Richterinnen, Richter, Staatsanwältinnen 
und Staatsanwälte, 

 

3. Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte,  

4. Juristinnen und Juristen, die im Landes-
dienst, in einer schleswig-holsteinischen 
Kommunalverwaltung oder bei den kom-
munalen Spitzenverbänden beschäftigt 
sind, 

 

5. sonstige Personen, die aufgrund ihrer 
Tätigkeit in der Praxis geeignet erschei-
nen. 

 

Nach Satz 1 Nr. 4 und 5 darf nur berufen wer-
den, wer durch eine Prüfung vor einem Jus-
tizprüfungsamt oder einem Prüfungsamt für 
den höheren Verwaltungsdienst die Befähi-
gung zum Richteramt oder zum höheren Ver-
waltungsdienst erworben hat. 

 

§ 5 
Zuständigkeit für die universi-
täre Schwerpunktbereichsprü-

fung 

§ 5 
Zuständigkeit für die universi-
täre Schwerpunktbereichsprü-

fung 

(1) Die Schwerpunktbereichsprüfung wird 
durch den für den Studiengang Rechtswis-
senschaften zuständigen Fachbereich der 
Universität nach Maßgabe des Deutschen 
Richtergesetzes selbstständig und in eigener 
Verantwortung durchgeführt. Der Fachbereich 
regelt die Ausbildung in den Schwerpunktbe-
reichen sowie die Ausgestaltung der Schwer-
punktbereichsprüfung einschließlich der Be-
stimmung der zuständigen Stellen im Rahmen 
der nachfolgenden Vorschriften durch Sat-
zung und trifft die Entscheidungen in der 
Schwerpunktbereichsprüfung einschließlich 
der Entscheidungen über Widersprüche als 
eigene Angelegenheiten. 

unverändert 



Drucksache 15/3197 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 15. Wahlperiode 

 

 - 6 - 

(2) Die Satzung legt die Schwerpunktbereiche 
fest und regelt deren Wahl durch die Studie-
renden. Sie kann vorsehen, dass bei erschöp-
fender Nutzung der Ausbildungskapazitäten 
kein Anspruch auf Teilnahme an einem be-
stimmten Schwerpunktbereichsstudium und 
einer bestimmten Schwerpunktbereichsprü-
fung besteht. 

 

(3) Die Satzung bedarf der Genehmigung des 
für Justiz zuständigen Ministeriums, das diese 
im Einvernehmen mit dem für Hochschulen 
zuständigen Ministerium erteilt. Die Satzung 
wird im Amtsblatt für Schleswig-Holstein und 
im Nachrichtenblatt des für Hochschulen zu-
ständigen Ministeriums bekannt gemacht. 

 

§ 6 
Schwerpunktbereichsstudium 

§ 6 
Schwerpunktbereichsstudium 

(1) Die Teilnahme am Schwerpunktbereichs-
studium setzt das Bestehen einer Zwischen-
prüfung für den Studiengang Rechtswissen-
schaften voraus. 

unverändert 

(2) Die Ausbildung im Schwerpunktbereich 
dient der Ergänzung und Vertiefung der in der 
Pflichtfachausbildung erworbenen juristischen 
Kenntnisse und Fähigkeiten sowie der Ver-
mittlung interdisziplinärer und internationaler 
Bezüge des Rechtes. Lehrveranstaltungen 
des Schwerpunktbereichsstudiums können 
auch solche sein, die zur Vermittlung von 
Schlüsselqualifikationen oder im Rahmen der 
fachspezifischen Fremdsprachenausbildung 
angeboten werden, nicht aber solche der 
Pflichtfachausbildung.  

 

(3) Das Schwerpunktbereichsstudium umfasst 
mindestens sechzehn Semesterwochenstun-
den. 

 

§ 7 
Universitäre Schwerpunktbe-

reichsprüfung 

§ 7 
Universitäre Schwerpunktbe-

reichsprüfung 

(1) Die Teilnahme an einer Prüfung in einem 
Schwerpunktbereich setzt ein vorangegange-
nes Studium nach § 6 in dem entsprechenden 
Schwerpunktbereich voraus. Im Rahmen der 
universitären Schwerpunktbereichsprüfung 
sind eine mindestens vierwöchige schriftliche 
wissenschaftliche Arbeit und eine mündliche 
Prüfung vorzusehen. In der mündlichen Prü-
fung soll zunächst die wissenschaftliche Arbeit 
verteidigt werden (Disputation); im zweiten 
Teil erstreckt sich die Prüfung auf den gesam-

(1) unverändert 
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ten Stoff des Schwerpunktbereiches. Die Prü-
fung kann im Rahmen eines Seminars durch-
geführt werden. 

(2) Die universitäre Schwerpunktbereichsprü-
fung kann im Falle des Nichtbestehens als 
Ganzes einmal wiederholt werden. Die Sat-
zung nach § 5 Abs. 1 Satz 2 kann vorsehen, 
dass ein Prüfungsversuch als nicht unter-
nommen gilt, wenn die oder der Studierende 
sich so frühzeitig zu dieser Prüfung gemeldet 
und die vorgesehenen Prüfungsleistungen 
vollständig erbracht hat, dass die Regelstu-
dienzeit für den Abschluss des gesamten Stu-
diums eingehalten werden kann. Unter diesen 
Voraussetzungen soll die Prüfung auch im 
Falle des Bestehens als Nachbesserungsver-
such einmal als Ganzes wiederholt werden 
können. Die Satzung kann weiter vorsehen, 
dass bei der Entscheidung über die Gesamt-
note der universitären Schwerpunktbereichs-
prüfung von dem rechnerisch ermittelten Ge-
samtergebnis abgewichen werden kann, wenn 
dies aufgrund des Gesamteindruckes den 
Leistungsstand der oder des Studierenden 
besser kennzeichnet und die Abweichung auf 
das Bestehen der Prüfung keinen Einfluss hat. 
Die Abweichung darf ein Drittel des durch-
schnittlichen Umfanges einer Notenstufe nicht 
überschreiten. 

(2) unverändert 

(3) Jede Prüfungsleistung ist von mindestens 
zwei Prüferinnen oder Prüfern zu bewerten. In 
der universitären Schwerpunktbereichsprü-
fung können abweichend von § 4 als zweite 
Prüferin oder als zweiter Prüfer auch Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrer anderer 
Fachrichtungen sowie Personen, die die zwei-
te Staatsprüfung erfolgreich abgelegt haben, 
berufen werden. 

(3) unverändert 

(4) Im Übrigen gilt § 86 Abs. 7 des Hoch-
schulgesetzes. 

(4) Im Übrigen gilt § 86 Abs. 7 des Hoch-
schulgesetzes. In der Prüfungsordnung ist 
ferner zu bestimmen, wie die einzelnen 
Prüfungsleistungen bei der Ermittlung der 
Gesamtnote der Schwerpunktbereichsprü-
fung gewichtet werden. Sie kann eine O-
bergrenze für den Umfang der schriftlichen 
wissenschaftlichen Arbeiten festlegen und 
bestimmen, welche Rechtsfolgen sich aus 
der Überschreitung dieser Obergrenze 
ergeben. 
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§ 8 
Eintritt in den Vorbereitungs-

dienst 

§ 8 
Eintritt in den Vorbereitungs-

dienst 

(1) Wer die erste Prüfung bestanden hat, soll 
vorbehaltlich der Regelungen einer Zulas-
sungsbeschränkung nach § 248 des Landes-
beamtengesetzes auf Antrag als Rechtsrefe-
rendarin oder Rechtsreferendar in den Vorbe-
reitungsdienst eingestellt werden. 

unverändert 

(2) Über den Antrag entscheidet die Präsiden-
tin oder der Präsident des Oberlandesgerich-
tes nach Einsicht in die Prüfungsakten. 

 

(3) Der Antrag ist abzulehnen, wenn die Be-
werberin oder der Bewerber einer Zulassung 
nicht würdig ist. Dies ist in der Regel anzu-
nehmen, 

 

1. wenn sie oder er wegen einer vorsätzlich 
begangenen Tat von einem deutschen 
Gericht zu einer Freiheitsstrafe von min-
destens einem Jahr rechtskräftig verurteilt 
und die Strafe noch nicht getilgt worden ist 
oder 

 

2. solange der Bewerberin oder dem Bewer-
ber die Freiheit entzogen ist. 

 

(4) Die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst 
kann versagt werden: 

 

1. solange ein strafrechtliches Ermittlungs-
verfahren oder ein gerichtliches Strafver-
fahren wegen des Verdachtes einer vor-
sätzlich begangenen Tat anhängig ist, das 
zu einer Verurteilung nach Absatz 3 Nr. 1 
führen kann, 

 

2. wenn für die Bewerberin oder den Bewer-
ber eine Betreuerin oder ein Betreuer be-
stellt worden ist oder 

 

3. wenn Tatsachen vorliegen, die die Bewer-
berin oder den Bewerber für den Vorberei-
tungsdienst als ungeeignet erscheinen 
lassen, insbesondere, wenn Tatsachen in 
der Person der Bewerberin oder des Be-
werbers die Gefahr einer Störung des 
Dienstbetriebes oder die Gefahr begrün-
den, dass durch die Aufnahme wichtige öf-
fentliche Belange ernstlich beeinträchtigt 
würden. 

 

(5) Die Ablehnung wird in den Prüfungsakten 
vermerkt. 
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§ 9 
Öffentlich-rechtliches Ausbil-

dungsverhältnis 

§ 9 
Öffentlich-rechtliches Ausbil-

dungsverhältnis 

(1) Der Vorbereitungsdienst wird in einem 
öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis 
abgeleistet. § 6a des Landesbeamtengesetz-
tes bleibt unberührt, soweit dieses Gesetz 
nichts Abweichendes regelt. 

unverändert 

(2) Bei Antritt des Dienstes hat die Rechtsre-
ferendarin oder der Rechtsreferendar folgen-
de Erklärung abzugeben: 

 

"Ich verpflichte mich, die Verfassung und Ge-
setze zu beachten und meine Dienstpflichten 
treu und gewissenhaft zu erfüllen." Über die 
Verpflichtung ist eine Niederschrift aufzuneh-
men und zu den Personalakten zu nehmen. 

 

§ 10 
Verlängerung des Vorberei-

tungsdienstes 

§ 10 
Verlängerung des Vorberei-

tungsdienstes 

(1) Erkrankt die Rechtsreferendarin oder der 
Rechtsreferendar, kann auf Antrag der 
Rechtsreferendarin oder des Rechtsreferen-
dars die Präsidentin oder der Präsident des 
Oberlandesgerichtes den Vorbereitungsdienst 
um die Zeit der Erkrankung verlängern, wenn 
diese länger als zwei Wochen andauert. 

unverändert 

(2) Der Vorbereitungsdienst kann auf Antrag 
der Rechtsreferendarin oder des Rechtsrefe-
rendars verlängert werden, wenn die Präsi-
dentin oder der Präsident des Oberlandesge-
richtes dies im Einzelfall aus zwingenden 
Gründen im Interesse der Ausbildung für er-
forderlich hält, jedoch nicht wegen unzurei-
chender Leistungen. 

 

§ 11 
Ausscheiden aus dem Vorbe-

reitungsdienst 

§ 11 
Ausscheiden aus dem Vorbe-

reitungsdienst 

(1) Mit der Bekanntgabe der Entscheidung 
über das Bestehen der zweiten Staatsprüfung 
oder das Nichtbestehen der ersten Wiederho-
lungsprüfung enden der Vorbereitungsdienst 
und das öffentlich-rechtliche Ausbildungsver-
hältnis. Die Rechtsreferendarin oder der 
Rechtsreferendar ist mit dem Bestehen der 
zweiten Staatsprüfung befugt, die Bezeich-
nung "Rechtsassessorin" oder "Rechtsasses-
sor" (Ass. iur.) zu führen. 

unverändert 
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(2) Die Rechtsreferendarin oder der Rechtsre-
ferendar kann aus dem Vorbereitungsdienst 
entlassen werden, wenn ein wichtiger Grund 
vorliegt. Ein wichtiger Grund liegt insbesonde-
re in den Fällen vor, in denen eine Beamtin 
oder ein Beamter auf Lebenszeit wegen 
Dienstunfähigkeit in den Ruhestand zu ver-
setzen ist. 

 

(3) Über die Entlassung einer Rechtsreferen-
darin oder eines Rechtsreferendars aus dem 
Vorbereitungsdienst entscheidet die Präsiden-
tin oder der Präsident des Oberlandesgerich-
tes. 

 

§ 12 
Anrechung auf das Universi-

tätsstudium 

§ 12 
Anrechung auf das Universi-

tätsstudium 

(1) Studienleistungen aus anderen Studien-
gängen, die gleichwertig zu solchen Leistun-
gen sind, die als Voraussetzungen für die 
Zulassung zur universitären Schwerpunktbe-
reichsprüfung oder zur staatlichen Pflichtfach-
prüfung herangezogen werden, können auf 
Antrag angerechnet werden. Das gilt insbe-
sondere für eine erfolgreich abgeschlossene 
Ausbildung für den gehobenen Justizdienst, 
für den gehobenen nichttechnischen Verwal-
tungsdienst oder Studienleistungen im Rah-
men von Auslandsstudien. Gleichwertigkeit 
liegt vor, wenn die durch die Zulassungsvor-
aussetzungen verfolgten Ziele bereits durch 
die bisherigen Studien der Antragstellerin oder 
des Antragstellers erreicht sind. Eine Anrech-
nung von Studienzeiten im Umfang von mehr 
als achtzehn Monaten ist ausgeschlossen. 

unverändert 

(2) Über die Anrechnung entscheidet das De-
kanat des für den Studiengang Rechtswissen-
schaften zuständigen Fachbereiches der Uni-
versität mit Wirkung für die Zulassung zu bei-
den Teilprüfungen der ersten Prüfung. Sollen 
im Rahmen einer Anrechnung auch Zulas-
sungsvoraussetzungen der staatlichen Pflicht-
fachprüfung erlassen werden oder Vorleistun-
gen als gleichwertig mit Leistungsnachweisen, 
die Zulassungsvoraussetzung dieser Prüfung 
sind, anerkannt werden, so ist hierüber vor 
einer abschließenden Entscheidung das Ein-
vernehmen mit dem für die staatliche Pflicht-
fachprüfung zuständigen Prüfungsamt herzu-
stellen. 
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§ 13 
Anrechnungen auf den Vorbe-

reitungsdienst 

§ 13 
Anrechnungen auf den Vorbe-

reitungsdienst 

(1) Auf den Vorbereitungsdienst darf nur eine 
erfolgreich abgeschlossene Ausbildung für 
den gehobenen Justizdienst oder für den ge-
hobenen nichttechnischen Verwaltungsdienst 
mit nicht mehr als sechs Monaten angerech-
net werden. Eine Anrechnung soll nur erfol-
gen, soweit das Ziel der hierdurch wegfallen-
den oder zu kürzenden Station durch die bis-
herige Ausbildung oder Tätigkeit der Bewer-
berin oder des Bewerbers bereits erreicht ist 
oder in einer kürzeren als der vorgeschriebe-
nen Zeit erreicht werden kann. Anrechnungs-
zeiten nach Satz 1 und § 12 dürfen insgesamt 
achtzehn Monate nicht überschreiten. Führt 
die Anrechnung nicht zum Wegfall, sondern 
nur zur Kürzung einer Station, so muss die 
verbleibende Ausbildungszeit mindestens drei 
Monate betragen. 

unverändert 

(2) Die Präsidentin oder der Präsident des 
Oberlandesgerichtes entscheidet über eine 
Anrechnung auf den Vorbereitungsdienst und 
bestimmt gleichzeitig, welche Station oder 
Stationen dadurch gekürzt werden oder weg-
fallen. Soll die Pflichtstation bei einer Verwal-
tungsbehörde oder die Wahlstation im 
Schwerpunktbereich des Vorbereitungsdiens-
tes „Staat und Verwaltung“ gekürzt werden 
oder wegfallen, so bedarf es hierfür der Zu-
stimmung des für Inneres zuständigen Minis-
teriums. 

 

§ 14 
Ermächtigung zum Erlass einer 
Verordnung über die staatliche 

Pflichtfachprüfung und den 
Vorbereitungsdienst 

§ 14 
Ermächtigung zum Erlass einer 
Verordnung über die staatliche 

Pflichtfachprüfung und den 
Vorbereitungsdienst 

Die Landesregierung erlässt durch Verord-
nung nähere Vorschriften über die staatliche 
Pflichtfachprüfung und den Vorbereitungs-
dienst im Rahmen der Ausbildung der Juris-
tinnen und Juristen. Diese regelt insbesonde-
re: 

unverändert 

1. die Errichtung und die Zusammensetzung 
eines Justizprüfungsamtes für die staatli-
che Pflichtfachprüfung, insbesondere die 
Dauer der Mitgliedschaft und die Unab-
hängigkeit der Prüferinnen und Prüfer, 

 

2. die Ableistung praktischer Studienzeiten,  
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3. die Frist für die Meldung und die Voraus-
setzungen für die Zulassung zur staatli-
chen Pflichtfachprüfung, insbesondere 
den Nachweis eines ordnungsgemäßen 
Studiums sowie der erfolgreichen Teil-
nahme an einer Zwischenprüfung und an 
bestimmten Lehrveranstaltungen, 

 

4. den zeitlich befristeten Ausschluss von der 
staatlichen Pflichtfachprüfung und den 
Verlust des Anspruches auf Zulassung zur 
staatlichen Pflichtfachprüfung in Fällen, in 
denen die Bewerberin oder der Bewerber 
sich in einem vorangegangenen Prü-
fungsverfahren prüfungswidrig verhalten 
hat oder nach bestandener Prüfung nicht 
in den Vorbereitungsdienst aufgenommen 
werden könnte, 

 

5. den Prüfungsstoff, die Zusammensetzung 
der Prüfungsausschüsse, das Prüfungs-
verfahren, insbesondere Art, Zahl und 
Gewichtung der Prüfungsleistungen und 
die Folgen von Verstößen gegen Prü-
fungsbestimmungen, 

 

6. das Bestehen, das Nichtbestehen, den 
Rücktritt und die Wiederholung der staatli-
chen Pflichtfachprüfung, 

 

7. die Voraussetzungen, ob und unter wel-
chen Bedingungen eine Prüfung auch im 
Fall des Bestehens wiederholt werden 
kann, 

 

8. die zuständige Behörde für das Wider-
spruchsverfahren gegen Verwaltungsakte 
des Justizprüfungsamtes und 

 

9. Regelungen für den Vorbereitungsdienst, 
insbesondere die Leitung, die nähere 
Ausgestaltung der Ausbildung, die Teil-
nahme an Ausbildungslehrgängen, Ar-
beitsgemeinschaften und sonstigen Lehr-
gängen sowie die Erteilung von Zeugnis-
sen. 

 

§ 15 
Übergangsvorschriften 

§ 15 
Übergangsvorschriften 

(1) Die Vorschriften der Landesverordnung 
über die Ausbildung der Juristinnen und Juris-
ten (JAO) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 17. April 1997 (GVOBl. Schl.-H. S. 
279), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
8. Januar 2002 (GVOBl. Schl.-H. S. 13), fin-
den weiter Anwendung für Studierende, die 
vor dem 1. Juli 2003 ihr Studium aufgenom-
men haben und sich bis zum 1. Juli 2006 zur 

(1) Die Vorschriften der Landesverordnung 
über die Ausbildung der Juristinnen und Juris-
ten (JAO) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 17. April 1997 (GVOBl. Schl.-H. S. 
279), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
8. Januar 2002 (GVOBl. Schl.-H. S. 13), fin-
den weiter Anwendung für Studierende, die 
vor dem 1. Juli 2003 ihr Studium aufgenom-
men haben und sich bis zum 1. Juli 2006 zur 
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ersten Staatsprüfung gemeldet haben. In die-
sen Fällen findet auch eine Wiederholungs-
prüfung oder eine Wiederholungsprüfung zur 
Notenverbesserung nach bisherigem Recht 
statt, sofern die erneute Meldung zur Prüfung 
bis zum 1. Juli 2008 erfolgt. 

ersten Staatsprüfung gemeldet haben. Stu-
dierende, bei denen bei der Berechnung 
der Frist für den Freiversuch auf ihren An-
trag Studienzeiten unberücksichtigt blei-
ben, werden auf gesonderten Antrag bis 
zum Ablauf des Verlängerungszeitraums, 
höchstens aber bis zum 1. Juli 2008, nach 
den Vorschriften der Landesverordnung 
über die Ausbildung der Juristinnen und 
Juristen im Land Schleswig-Holstein in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
17. April 1997 (GVOBl. Schl.-H. S. 279), 
zuletzt geändert durch Landesverordnung 
vom 8. Januar 2002 (GVOBl. Schl.-H. S. 13), 
geprüft. In diesen Fällen findet auch eine 
Wiederholungsprüfung oder eine Wiederho-
lungsprüfung zur Notenverbesserung nach 
bisherigem Recht statt, sofern die erneute 
Meldung zur Prüfung bis zum 1. Juli 2008 
erfolgt. 

(2) Die Vorschriften der Landesverordnung 
über die Ausbildung der Juristinnen und Juris-
ten (JAO) finden ferner weiter Anwendung für 
Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferenda-
re, die den Vorbereitungsdienst bis 
31. Dezember 2003 aufgenommen haben; 
diese Rechtsreferendarinnen und Rechtsrefe-
rendare können ihren Vorbereitungsdienst bis 
zum 31. Dezember 2006 nach bisherigem 
Recht beenden, wenn sie bis zu diesem Zeit-
punkt mit ihrer Prüfung begonnen haben. 

(2) Die Vorschriften der Landesverordnung 
über die Ausbildung der Juristinnen und Juris-
ten (JAO) finden ferner weiter Anwendung für 
Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferenda-
re, die den Vorbereitungsdienst bis zum Tage 
des In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes auf-
genommen haben. Diese Referendarinnen 
und Referendare können ihren Vorberei-
tungsdienst bis zum 1. Januar 2006 nach 
bisherigem Recht beenden, wenn sie bis zu 
diesem Zeitpunkt mit ihrer Prüfung begonnen 
haben. Abweichend hiervon können 
Rechtsreferendarinnen und Rechtsrefe-
rendare, deren Ausbildung sich durch In-
anspruchnahme von Elternzeit verlängert 
hat, auf Antrag bei der Präsidentin oder 
dem Präsidenten des Oberlandesgerichtes 
auch über den in Satz 2 festgelegten Zeit-
punkt hinaus ihren Vorbereitungsdienst 
nach bisherigem Recht beenden. 

(3) Die Landesregierung wird ermächtigt, die 
nach den Absätzen 1 und 2 weiter geltenden 
Bestimmungen nach Maßgabe des § 89 des 
Landesrichtergesetzes in seiner bis zum In-
krafttreten dieses Gesetzes geltenden Fas-
sung durch Verordnung zu ändern oder auf-
zuheben. 

(3) unverändert 

§16 
In- und Außer-Kraft-Treten 

§16 
In- und Außer-Kraft-Treten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver-
kündung in Kraft. Gleichzeitig treten 

unverändert 

1. § 89 des Landesrichtergesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
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23. Januar 1992 (GVOBl. Schl.-H. S. 46), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
19. November 2001 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 184), und 

2. die Landesverordnung über die Ausbil-
dung der Juristinnen und Juristen (JAO) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. April 1997 (GVOBl. Schl.-H. S. 279), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 
8. Januar 2002 (GVOBl. Schl.-H. S. 13), 
soweit sie nicht für den in § 15 bestimmten 
Personenkreis weiter Anwendung findet, 
außer Kraft. 

  

 


